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Durchführungsverordnung (EU) 2018/763 der Kommission vom  

9. April 2018 über die praktischen Festlegungen für die Erteilung 

von einheitlichen Sicherheitsbescheinigungen an Eisenbahnun-

ternehmen gemäß der Richtlinie (EU) 2016/798 des Europäischen 

Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Verordnung 

(EG) Nr. 653/2007 der Kommission 

Vom 9. April 2018 (ABl. EU Nr. L 129 S. 49) 

 

Die Europäische Kommission - 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie (EU) 2016/798 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 11. Mai 2016 über Eisenbahnsicherheit1, insbesondere auf Artikel 10 Absatz 10, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Es sind Bestimmungen zur Harmonisierung des Konzepts für Sicherheitsbeschei-

nigungen auf Unionsebene und zur Förderung der Zusammenarbeit zwischen allen an 

der Sicherheitsbewertung beteiligten Parteien erforderlich, um Komplexität, Länge und 

Kosten des Zertifizierungsverfahrens zu verringern. 

(2) Unter Berücksichtigung der Erfahrungen bei der Vorbereitung der in Artikel 11 

Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/798 genannten Kooperationsvereinbarungen hat 

sich eine frühzeitige Kontaktaufnahme mit dem Antragsteller in Form von Koordinie-

rungsmaßnahmen („Vorbereitung“) als bewährtes Verfahren erwiesen, um den Aufbau 

der Beziehungen zwischen den am Sicherheitsbewertungsverfahren beteiligten Par-

teien zu fördern. Eine solche Vorbereitung sollte angeboten werden, bevor ein Antrag 

auf eine einheitliche Sicherheitsbescheinigung eingereicht wird, damit sich die be-

scheinigende Stelle mit dem Sicherheitsmanagementsystem des Antragstellers ver-

traut machen und klarstellen kann, wie die Sicherheitsbewertung abläuft und wie 

Entscheidungen getroffen werden, sowie sicherstellen kann, dass der Antragsteller 

ausreichende Informationen erhalten hat, und daher weiß, was von ihm erwartet wird. 

                                                      

1
 ABl. L 138 vom 26.5.2016, S. 102. 
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Klarstellungen bei der Vorbereitung sollten keinen Einfluss auf das Ergebnis der Be-

wertung haben. 

(3) Die Agentur sollte den Ablauf der Gültigkeit aller geltenden einheitlichen Sicher-

heitsbescheinigungen überwachen, die für ein in mehreren Mitgliedstaaten gelegenes 

geografisches Tätigkeitsgebiet ausgestellt wurden, und diese Informationen mit den 

einschlägigen nationalen Sicherheitsbehörden austauschen, um die Planung ihrer 

jeweiligen Tätigkeiten zur Sicherheitsbewertung zu erleichtern. 

(4) Die Agentur sollte einen kostenfreien Anwendungsleitfaden bereitstellen und auf 

dem neuesten Stand halten, in dem die Anforderungen dieser Verordnung beschrie-

ben und erforderlichenfalls erklärt werden. Im Hinblick auf eine Harmonisierung des 

Konzepts über den Austausch und die Speicherung von Informationen durch die 

zentrale Anlaufstelle sollte der Anwendungsleitfaden auch von der Agentur in Zu-

sammenarbeit mit den nationalen Sicherheitsbehörden ausgearbeitete Muster um-

fassen. 

(5) Die Agentur und die nationalen Sicherheitsbehörden sollten interne Regelungen 

oder Verfahren umsetzen, um sicherzustellen, dass die Anforderungen der Sicher-

heitsbewertung erfüllt werden. 

(6) Um eine doppelte Bewertung zu vermeiden und Verwaltungslasten und Kosten für 

den Antragsteller zu verringern, sollten die Agentur und die nationalen Sicherheits-

behörden den Kooperationsvereinbarungen und multilateralen Vereinbarungen ge-

mäß Artikel 11 der Richtlinie (EU) 2016/798, wenn notwendig, Rechnung tragen. 

(7) Wenn sich das geplante geografische Tätigkeitsgebiet auf einen Mitgliedstaat 

beschränkt und der Antragsteller plant, einen oder mehrere Bahnhöfe benachbarter 

Mitgliedstaaten mit ähnlichen Netzmerkmalen und ähnlichen Betriebsvorschriften 

anzufahren, so sollte dies ohne Erweiterung seines geografischen Tätigkeitsgebiets 

auf diese benachbarten Mitgliedstaaten möglich sein. Bei der Einreichung seines An-

trags auf eine einheitliche Sicherheitsbescheinigung sollte der Antragsteller die Si-

cherheitsbescheinigungsstelle gemäß Artikel 10 Absätze 5 und 8 der Richtlinie (EU) 

2016/798 wählen. Fungiert die Agentur als Sicherheitsbescheinigungsstelle, sollte sie 

die zuständigen nationalen Sicherheitsbehörden konsultieren und den einschlägigen 

länderübergreifenden Vereinbarungen Rechnung tragen. 

(8) Fungiert die Agentur als Sicherheitsbescheinigungsstelle, sollte der Antragsteller 

das Recht haben, seinen Antrag der Agentur in einer der Amtssprachen der Union zu 

übermitteln, ohne dass eine Übersetzung erforderlich ist. Von diesem Grundsatz un-
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berührt bleibt die Möglichkeit der nationalen Sicherheitsbehörden, eine Sprachenre-

gelung bezüglich des in Artikel 10 Absatz 3 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2016/798 

genannten Teils des Antrags festzulegen. Die nationale Sicherheitsbehörde sollte das 

Recht haben, im Verlauf der Bewertung für die Bewertung relevante Unterlagen in 

einer Sprache ihres Mitgliedstaats an die Agentur zu übermitteln, ohne dass eine 

Übersetzung erforderlich ist. 

(9) Im Hinblick auf die Erteilung einer Bescheinigung sollte bewertet werden, ob der 

Antragsteller in der Lage ist, die für Eisenbahnunternehmen geltenden Anforderungen 

an das Sicherheitsmanagementsystem, einschließlich der entsprechenden nationalen 

Vorschriften und Anforderungen der anzuwendenden Technischen Spezifikation für 

die Interoperabilität des Teilsystems „Verkehrsbetrieb und Verkehrssteuerung“, zu 

erfüllen und konsequent anzuwenden. Sobald eine einheitliche Sicherheitsbeschei-

nigung ausgestellt wurde, sollte der Antragsteller weiterhin sein Sicherheitsmanage-

mentsystem nach Maßgabe von Artikel 9 der Richtlinie (EU) 2016/798 anwenden. 

(10) Die Agentur und die nationalen Sicherheitsbehörden sollten alle einschlägigen 

Informationen und das Ergebnis der Bewertung bei der zentralen Anlaufstelle regist-

rieren, um die Entscheidungen jeder Stufe der Sicherheitsbewertung zu belegen und 

zu rechtfertigen. Aus ebendiesen Gründen sollten die Agentur und die nationalen 

Sicherheitsbehörden - sofern sie für die Zwecke der Sicherheitsbewertung eigene 

Informationsmanagementsysteme besitzen - sicherstellen, dass alle einschlägigen 

Informationen an die zentrale Anlaufstelle übermittelt werden. 

(11) Im Hinblick auf die Verringerung der Verwaltungslasten und der Kosten für den 

Antragsteller sollten die Agentur und die nationalen Sicherheitsbehörden interne Re-

gelungen oder Verfahren zur Verwaltung der Ausstellung von einheitlichen Sicher-

heitsbescheinigungen ausarbeiten. Der Antragsteller sollte daher in seinem Antrag 

Kopien von Unterlagen vorlegen können. Die Originale der Unterlagen sollten der 

Agentur und den nationalen Sicherheitsbehörden im Anschluss an die Ausstellung der 

einheitlichen Sicherheitsbescheinigung zur Prüfung zur Verfügung stehen. 

(12) Die Klassifizierung von Problemen im Bewertungsverfahren muss harmonisiert 

werden, um sicherzustellen, dass dem Antragsteller die Schwere der von der Agentur 

oder einer nationalen Sicherheitsbehörde angeführten Probleme klar ist. Die Klassifi-

zierung ist besonders wichtig, wenn mehrere nationale Sicherheitsbehörden an dem 

Verfahren beteiligt sind. 
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(13) Um sicherzustellen, dass die Agentur und die nationalen Sicherheitsbehörden die 

Bewertung wirksam durchführen, und um ihr gegenseitiges Vertrauen zu stärken, 

sollten die Agentur und die nationalen Sicherheitsbehörden dafür Sorge tragen, dass 

das an den Bewertungen beteiligte Personal über die notwendigen Kompetenzen 

verfügt. Diese Kompetenzen gilt es festzulegen. 

(14) Die neue Regelung zur Sicherheitsbescheinigung wird gemäß Artikel 31 Absatz 3 

der Richtlinie (EU) 2016/798 ab dem 16. Juni 2019 angewendet. Die Mitgliedstaaten 

können jedoch der Agentur und der Kommission gemäß Artikel 33 Absatz 2 der ge-

nannten Richtlinie notifizieren, dass sie den Umsetzungszeitraum verlängern und 

folglich bis zum 16. Juni 2020 weiterhin Bescheinigungen gemäß der Richtlinie 

2004/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates2 ausstellen. Daher ist es 

erforderlich zu klären, wie diese neue Regelung zusätzlich zu der bisherigen ange-

wendet werden sollte, wenn das geplante geografische Tätigkeitsgebiet einen oder 

mehrere dieser Mitgliedstaaten umfasst. 

(15) Stellt eine nationale Sicherheitsbehörde fest, dass sie eine Sicherheitsbeschei-

nigung gemäß der Richtlinie 2004/49/EG nicht vor dem 16. Juni 2019 - bzw. dem 16. 

Juni 2020, für jene Mitgliedstaaten, die die Agentur und die Kommission gemäß Artikel 

33 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2016/798 notifiziert haben - ausstellen kann, so sollte 

die Agentur, wenn sie als Sicherheitsbescheinigungsstelle fungiert, den Ergebnissen 

der Bewertung der nationalen Sicherheitsbehörde hinsichtlich der Bewertung der in 

Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie 2004/49/EG genannten Elemente 

Rechnung tragen, um eine doppelte Bewertung zu vermeiden. 

(16) Eine von der Agentur ausgestellte einheitliche Sicherheitsbescheinigung sollte als 

gleichwertig zu dem Teil der Sicherheitsbescheinigung gemäß Artikel 10 Absatz 2 

Buchstabe a der Richtlinie 2004/49/EG anerkannt werden. Diese Bescheinigung ist für 

gleichwertige Eisenbahnverkehrsdienste in der gesamten Union gültig. Daher sollten 

Mitgliedstaaten, die gegenüber der Agentur und der Kommission eine Notifizierung 

gemäß Artikel 33 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2016/798 vorgenommen haben, eine 
                                                      

2
 Richtlinie 2004/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über Eisen-

bahnsicherheit in der Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 95/18/EG des Rates über die 

Erteilung von Genehmigungen an Eisenbahnunternehmen und der Richtlinie 2001/14/EG über die 

Zuweisung von Fahrwegkapazität der Eisenbahn, die Erhebung von Entgelten für die Nutzung von 

Eisenbahninfrastruktur und die Sicherheitsbescheinigung (Richtlinie über die Eisenbahnsicherheit) 

(ABl. L 164 vom 30.4.2004, S. 44). 
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von der Agentur ausgestellte einheitliche Sicherheitsbescheinigung als gleichwertig zu 

dem im Einklang mit Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe a der Richtlinie 2004/49/EG 

ausgestellten Teil der Sicherheitsbescheinigung anerkennen. 

(17) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stel-

lungnahme des nach Artikel 21 der Richtlinie 96/48/EG des Rates3  eingesetzten 

Ausschusses - 

hat folgende Verordnung erlassen: 

Artikel 1 Gegenstand und Anwendungsbereich 

Diese Verordnung enthält die praktischen Festlegungen, die von Eisenbahnunter-

nehmen bei der Einreichung von Anträgen auf eine einheitliche Sicherheitsbeschei-

nigung oder auf Erneuerung oder Aktualisierung solcher Bescheinigungen bei der in 

Artikel 12 der Verordnung (EU) 2016/796 des Europäischen Parlaments und des 

Rates genannten zentralen Anlaufstelle4 („zentrale Anlaufstelle“) zu treffen sind. 

Ferner werden praktische Festlegungen getroffen, die für Sicherheitsbescheini-

gungsstellen bei der Beurteilung von Anträgen auf eine einheitliche Sicherheitsbe-

scheinigung oder auf Erneuerung oder Aktualisierung solcher Bescheinigungen sowie 

für die Abstimmung mit den vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen 

nationalen Sicherheitsbehörden gelten. 

Artikel 2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

1. „Sicherheitsbescheinigungsstelle“ die für die Ausstellung einer einheitlichen 

Sicherheitsbescheinigung zuständige Stelle, d. h. entweder die Agentur oder 

eine nationale Sicherheitsbehörde; 

2. „Eingangsdatum des Antrags“ 

a) den ersten gemeinsamen Arbeitstag der Agentur und der vom geplanten 

geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbe-

                                                      

3
 Richtlinie 96/48/EG des Rates vom 23. Juli 1996 über die Interoperabilität des transeuropäischen 

Hochgeschwindigkeitsbahnsystems (ABl. L 235 vom 17.9.1996, S. 6). 

4
 Verordnung (EU) 2016/796 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 über die 

Eisenbahnagentur der Europäischen Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 881/2004 (ABl. 

L 138 vom 26.5.2016, S. 1). 



PRÄVENTIVE 

RECHTSBERATUNG 

SEIT 26 JAHREN!

SOFTWARE MIT INHALTEN 
AUS EINER HAND!
Die rechtliche Vorsorgeuntersuchung für Unternehmen.

Nutzen Sie unsere gespeicherten Erfahrungen aus 26 Jahren 
Complianceberatung. Wir vermeiden die Haftung für Organisati-
onsverschulden von Führungskräften. Sie müssen organisatorisch 
dafür sorgen, dass sie sich selbst und dass sich alle Mitarbeiter 
des Unternehmens legal verhalten. Dazu lassen sich alle Risiken 
und Pfl ichten eines Unternehmens mit unserem System ermitteln, 
delegieren, monatlich aktualisieren, erfüllen, kontrollieren, digital 
speichern und für alle jederzeit verfügbar halten. Die Verantwort-
lichen können digital abfragen, wer, welche Pfl icht, an welchem 
Betriebsteil, wie zu erfüllen hat. Führungskräfte können auf 
einer Oberaufsichtsmaske mit einem Blick kontrollieren, ob alle 
Pfl ichten im Unternehmen erfüllt sind. Systematisch senken wir 
den Complianceaufwand durch Standardisierung um 60 %.
Sachverhalte im Unternehmen wiederholen sich, verursachen 
gleiche Risiken und lösen gleiche Rechtspfl ichten zur Risikoabwehr 
aus. Rechtspfl ichten werden nur einmal geprüft, verlinkt, gespei-

chert und immer wieder mehrfach genutzt. Wir sind Rechtsan-
wälte mit eigenen Informatikern und bieten eine Softwarelösung 
mit Inhalten und präventiver Rechtsberatung aus einer Hand. Auf 
Anregungen aus den Unternehmen passen unsere EDV-Spezialis-
ten die Software unseres Compliance-Management-Systems an. 
Der aktuelle Inhalt unserer Datenbank: 18.000 Rechtsvorschrif-
ten von EU, Bund, Ländern und Berufsgenossenschaften, 7.500 
Gerichtsurteile, standardisierte Pfl ichtenkataloge für 45 Bran-
chen und 57.000 vorformulierte Betriebspfl ichten. 44.000 Unter-
nehmensrisiken sind mit 59.000 Rechtspfl ichten drei Millio-
nen Mal verlinkt und gespeichert. Auf die Inhalte kommt es an. 
Je umfangreicher die Datenbank umso geringer ist das Risiko eine 
Unternehmenspfl icht zu übersehen. 

Weitere Informationen unter: 
www.rack-rechtsanwälte.de
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hörden, nach Bestätigung des Eingangs des Antrags - dies gilt, wenn die 

Agentur als Sicherheitsbescheinigungsstelle fungiert; 

b) den ersten Arbeitstag des betreffenden Mitgliedstaats nach der Bestä-

tigung des Eingangs des Antrags - dies gilt, wenn eine nationale Si-

cherheitsbehörde als Sicherheitsbescheinigungsstelle fungiert; 

3. „Vorbereitung“ eine der Einreichung des Antrags vorausgehende Verfah-

rensstufe, in der der Antragsteller die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die 

vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Si-

cherheitsbehörden um zusätzliche Informationen über die anschließenden 

Stufen der Sicherheitsbewertung ersuchen kann. 

4. „verbleibende Bedenken“ ein bei der Bewertung eines Antrags auf eine ein-

heitliche Sicherheitsbescheinigung festgestelltes geringfügiges Problem, das 

der Ausstellung nicht im Wege steht und zur Prüfung im Rahmen der Aufsicht 

zurückgestellt werden kann; 

5. „maßgebliches Datum“ den 16. Juni 2019; dies gilt nicht für die Mitgliedstaa-

ten, die der Agentur und der Kommission gemäß Artikel 33 Absatz 2 der 

Richtlinie (EU) 2016/798 notifiziert haben, dass sie den Umsetzungszeitraum 

der Richtlinie verlängert haben (für diese Mitgliedstaaten gilt als maßgebliches 

Datum der 16. Juni 2020). 

Artikel 3 Zuständigkeiten der Agentur und der nationalen Sicherheitsbehörden 

(1) Neben der Ausstellung von einheitlichen Sicherheitsbescheinigungen ist die Si-

cherheitsbescheinigungsstelle zuständig für: 

a) die Planung, Durchführung und Überwachung der von ihr durchgeführten 

Bewertungsarbeiten; 

b) die Festlegung von Koordinationsregelungen zwischen den jeweiligen Par-

teien. 

(2) Die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografischen Tätig-

keitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden akzeptieren auf Verlangen 

des Antragsstellers eine Vorbereitung und liefern bei der Vorbereitung vom Antrag-

steller geforderte Klarstellungen. 

(3) Für die Zwecke der Ausstellung von einheitlichen Sicherheitsbescheinigungen 

stellen die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografischen 
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Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden jede für ihren Teil die 

folgenden Informationen zusammen: 

a) alle einschlägigen Informationen zu den einzelnen Stufen der Bewertung, 

einschließlich der Gründe für die im Rahmen der Bewertung getroffenen 

Entscheidungen und der Feststellung von Einschränkungen des Betriebs oder 

Betriebsbedingungen, die in die einheitliche Sicherheitsbescheinigung auf-

zunehmen sind; 

b) das Ergebnis der Bewertung, einschließlich der zusammenfassenden 

Schlussfolgerungen und erforderlichenfalls einer Stellungnahme zur Ausstel-

lung der einheitlichen Sicherheitsbescheinigung. 

(4) Fungiert die Agentur als Sicherheitsbescheinigungsstelle, so trägt sie die Informa-

tionen gemäß Absatz 3 Buchstabe b im endgültigen Ergebnis der Bewertung zu-

sammen. 

(5) Die Agentur überwacht den Ablauf der Gültigkeit aller geltenden einheitlichen Si-

cherheitsbescheinigungen, die für ein in mehreren Mitgliedstaaten gelegenes geo-

grafisches Tätigkeitsgebiet ausgestellt wurden, und tauscht diese Information mit den 

einschlägigen nationalen Sicherheitsbehörden aus. 

(6) Die nationalen Sicherheitsbehörden tauschen sämtliche relevanten Informationen, 

die sich auf das Verfahren der Sicherheitsbewertung auswirken können, mit der 

Agentur und anderen vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen na-

tionalen Sicherheitsbehörden aus. 

(7) Die Agentur stellt einen kostenfreien Anwendungsleitfaden in allen Amtssprachen 

der Union bereit, in dem die Anforderungen dieser Verordnung beschrieben und er-

forderlichenfalls erklärt werden, und hält ihn auf dem neuesten Stand. Der Anwen-

dungsleitfaden enthält ferner von der Agentur in Zusammenarbeit mit den nationalen 

Sicherheitsbehörden ausgearbeitete Muster. 

(8) Die nationalen Sicherheitsbehörden stellen einen kostenfreien Anwendungsleit-

faden bereit, in dem die hinsichtlich des geplanten geografischen Tätigkeitsgebiets 

geltenden nationalen Regelungen und die anwendbaren nationalen Verfahrensvor-

schriften beschrieben und erforderlichenfalls erklärt werden, und halten ihn auf dem 

neustem Stand. 

(9) Die Agentur und die nationalen Sicherheitsbehörden arbeiten interne Regelungen 

oder Verfahren zur Handhabung der Sicherheitsbewertung aus. Diese Regelungen 
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oder Verfahren tragen den in Artikel 11 der Richtlinie (EU) 2016/798 genannten Ver-

einbarungen Rechnung. 

(10) Jede einheitliche Sicherheitsbescheinigung erhält eine eindeutige Europäische 

Identifikationsnummer (EIN). Die Agentur legt die Struktur und den Inhalt der EIN fest 

und stellt sie auf ihrer Website zur Verfügung. 

(11) Gibt der Antragsteller in seinem Antrag an, dass er plant, Bahnhöfe in benach-

barten Mitgliedstaaten mit ähnlichen Netzmerkmalen und ähnlichen Betriebsvor-

schriften in Grenznähe anzufahren, dann gilt die einheitliche Sicherheitsbescheinigung 

ohne eine Erweiterung des geografischen Tätigkeitsgebiets bis zu diesen Bahnhöfen, 

wobei jedoch zuvor die nationalen Sicherheitsbehörden der benachbarten Mitglied-

staaten durch die Sicherheitsbescheinigungsstelle anzuhören sind. Die nationalen 

Sicherheitsbehörden der betreffenden Mitgliedstaaten bestätigen der Sicherheitsbe-

scheinigungsstelle vor Ausstellung der einheitlichen Sicherheitsbescheinigung, dass 

die einschlägigen notifizierten nationalen Vorschriften und die Pflichten nach Maßgabe 

der einschlägigen länderübergreifenden Vereinbarungen erfüllt werden. 

(12) Die Sicherheitsbescheinigungsstelle erkennt für die Zwecke der Bewertung der 

Anträge die von Eisenbahnunternehmen oder deren Auftragnehmern, Partnern oder 

Lieferanten vorgelegten Bescheinigungen, Anerkennungen oder Genehmigungen für 

Produkte oder Dienstleistungen, die im Einklang mit den einschlägigen Rechtsvor-

schriften der Union ausgestellt wurden, als Nachweis dafür an, dass die Eisenbahn-

unternehmen die in der Delegierten Verordnung (EU) 2018/762 der Kommission5 

dargelegten Anforderungen erfüllen. 

Artikel 4 Pflichten der Antragsteller 

(1) Unbeschadet der Frist für die Bewertung gemäß Artikel 6 übermittelt der Antrag-

steller, soweit erforderlich, den Antrag auf eine einheitliche Sicherheitsbescheinigung 

oder eine Aktualisierung oder Erneuerung dieser Bescheinigung über die zentrale 

Anlaufstelle vor dem Datum für: 

a) den geplanten Beginn eines neuen Eisenbahnverkehrsdiensts, 

                                                      

5
 Delegierte Verordnung (EU) 2018/762 der Kommission vom 8. März 2018 über gemeinsame Si-

cherheitsmethoden in Bezug auf die Anforderungen für Sicherheitsmanagementsysteme gemäß der 

Richtlinie (EU) 2016/798 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Ver-

ordnungen (EU) Nr. 1158/2010 und (EU) Nr. 1169/2010 (siehe Seite 26 dieses Amtsblatts). 



Durchführungsverordnung (EU) 2018/763 der Kommission – Stand: 09.04.2018 

 Dr. Manfred Rack, Lurgiallee 12, 60439 Frankfurt am Main 

9 

b) den geplanten Beginn eines Eisenbahnverkehrsdiensts zu anderen Bedin-

gungen als in der aktuellen einheitlichen Sicherheitsbescheinigung dargelegt, 

nachdem wesentliche Änderungen der Art oder des Umfangs des Betriebs 

oder des geografischen Tätigkeitsgebiets vorgenommen wurden, oder 

c) den Ablauf der derzeitigen einheitlichen Sicherheitsbescheinigung. 

(2) Beim Einreichen eines Antrags auf eine neue einheitliche Sicherheitsbescheini-

gung legt der Antragsteller die in Anhang I aufgeführten Informationen vor. 

(3) Beim Einreichen eines Antrags auf Aktualisierung oder Erneuerung einer einheit-

lichen Sicherheitsbescheinigung legt der Antragsteller die in Anhang I aufgeführten 

Informationen vor und beschreibt die seit der Ausstellung der geltenden Bescheini-

gung vorgenommenen Änderungen. 

Werden im Anschluss an die vorangegangene Bewertung im Rahmen der Auf-

sichtstätigkeit erhebliche Mängel festgestellt, die sich auf die Sicherheitsleistung 

auswirken oder ernsthafte Sicherheitsrisiken darstellen könnten, oder ergeben sich 

anderweitige Bedenken, so entscheiden die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die 

vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbe-

hörden, ob der gesamte Antrag erneut zu bewerten ist. 

(4) Die Wahl der Sicherheitsbescheinigungsstelle durch den Antragsteller ist bis zum 

Abschluss oder zur Beendigung der Sicherheitsbewertung bindend. 

(5) Verlangt der Antragsteller eine Vorbereitung, so legt er die in den Nummern 1 bis 6 

des Anhangs I aufgeführten Informationen über die zentrale Anlaufstelle vor. 

(6) Gehören zu den übermittelten Unterlagen Kopien von Originalen, die von anderen 

Einrichtungen als der Sicherheitsbescheinigungsstelle ausgestellt wurden, so bewahrt 

der Antragsteller die Originale für die Dauer von mindestens fünf Jahren nach Ablauf 

der Gültigkeit der einheitlichen Sicherheitsbescheinigung auf. Im Falle der Erneuerung 

oder Aktualisierung bewahrt der Antragsteller die Originale der mit dem Antrag ein-

gereichten und von anderen Einrichtungen als der Sicherheitsbescheinigungsstelle 

ausgestellten Unterlagen für die Dauer von mindestens fünf Jahren nach Ablauf der 

Gültigkeit der erneuerten oder aktualisierten einheitlichen Sicherheitsbescheinigung 

auf. Der Antragsteller legt diese Originale auf Verlangen der Agentur oder den natio-

nalen Sicherheitsbehörden vor. 
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Artikel 5 Sprache 

(1) Fungiert die Agentur als Sicherheitsbescheinigungsstelle, so gilt für den Antrag 

folgende Sprachenregelung: 

a) der Teil des Antrags gemäß Artikel 10 Absatz 3 Buchstabe a der Richtlinie 

(EU) 2016/798 ist in einer der Amtssprachen der Union auszufüllen, wobei die 

Wahl dem Antragsteller überlassen bleibt; 

b) die Teile des Antrags gemäß Artikel 10 Absatz 3 Buchstabe b der Richtlinie 

(EU) 2016/798 sowie die Teile des Antrags gemäß Nummer 8.1 des Anhangs 

I sind in der vom betreffenden Mitgliedstaat festgelegten und im Anwen-

dungsleitfaden gemäß Artikel 3 Absatz 8 der vorliegenden Verordnung ge-

nannten Sprache auszufüllen. 

(2) Entscheidungen der Agentur in Bezug auf die Ausstellung einer einheitlichen Si-

cherheitsbescheinigung, einschließlich der Gründe für das endgültige Ergebnis der 

Bewertung, und gegebenenfalls die einheitliche Sicherheitsbescheinigung werden in 

der Sprache gemäß Absatz 1 Buchstabe a erstellt. 

Artikel 6 Verfahrensstufen und Fristen 

(1) Die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografischen Tätig-

keitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden wenden das in Anhang II 

dargelegte Verfahren an. 

(2) Die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografischen Tätig-

keitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden evaluieren jede für ihren Teil, 

ob der Antrag die in Anhang I aufgeführten erforderlichen Unterlagen enthält. Die 

Sicherheitsbescheinigungsstelle informiert den Antragsteller unverzüglich und in je-

dem Fall spätestens innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags darüber, ob 

dieser vollständig ist. 

(3) Vorbehaltlich der Absätze 5 bis 7 erfolgt die Entscheidung über die Ausstellung der 

einheitlichen Sicherheitsbescheinigung spätestens vier Monate nach dem Datum, an 

dem der Antragsteller informiert wurde, dass sein Antrag vollständig ist. 

(4) Wird dem Antragsteller mitgeteilt, dass sein Antrag nicht vollständig ist, so fordert 

die Sicherheitsbescheinigungsstelle in Abstimmung mit den vom geplanten geografi-

schen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden unverzüglich unter 

Angabe von Gründen und Einzelheiten zur Frist für die Antwort des Antragstellers die 

notwendigen ergänzenden Informationen an. 
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Die Frist für die Vorlage ergänzender Informationen muss angemessen sein, im 

Verhältnis zur Schwierigkeit der Vorlage der geforderten Information stehen und mit 

dem Antragsteller so rasch wie möglich, nachdem er darüber informiert wurde, dass 

sein Antrag nicht vollständig ist, vereinbart werden. Wenn der Antragsteller die ge-

forderten Informationen nicht innerhalb der vereinbarten Frist vorlegt, kann die Si-

cherheitsbescheinigungsstelle beschließen, die Frist für die Übermittlung der Antwort 

des Antragstellers zu verlängern oder dem Antragsteller mitteilen, dass sein Antrag 

zurückgewiesen wurde. 

Die Entscheidung über die Ausstellung der einheitlichen Sicherheitsbescheinigung 

erfolgt spätestens vier Monate nach dem Datum, an dem die geforderten ergänzenden 

Informationen vom Antragsteller vorgelegt wurden. 

(5) Selbst wenn der Antrag vollständig ist, kann die Agentur oder eine vom geplanten 

geografischen Tätigkeitsgebiet betroffene nationale Sicherheitsbehörde jederzeit, 

bevor sie ihre Entscheidung trifft, weitere Informationen fordern und eine angemes-

sene Frist für die Vorlage dieser Informationen festlegen. Damit wird die in Absatz 3 

des vorliegenden Artikels festgelegte Frist zu den Bedingungen gemäß Anhang II 

verlängert. 

(6) Die in Absatz 3 des vorliegenden Artikels genannte Frist kann von der Agentur um 

die folgenden in Artikel 10 Absatz 7 der Richtlinie (EU) 2016/798 genannten Zeiträume 

verlängert werden: 

a) den Zeitraum für die Zusammenarbeit im Hinblick auf eine Einigung über eine 

für alle Seiten annehmbare Bewertung; 

b) den Zeitraum, nachdem die Angelegenheit im Rahmen eines Schiedsverfah-

rens an die Beschwerdekammer verwiesen wurde. 

(7) Die Frist kann auch um die vom Antragsteller für Vor-Ort-Besuche oder 

-Inspektionen oder ein Audit seiner Organisation benötigte Zeit verlängert werden. 

(8) Die einheitliche Sicherheitsbescheinigung enthält die in Anhang III aufgeführten 

Informationen. 

Artikel 7 Kommunikation 

(1) Die Sicherheitsbescheinigungsstelle, die vom geplanten geografischen Tätig-

keitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden und der Antragsteller kom-

munizieren in Belangen nach Artikel 12 über die zentrale Anlaufstelle. 
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(2) Der jeweilige Stand jeder Stufe der Sicherheitsbewertung, das Ergebnis der Be-

wertung und die Entscheidung über den Antrag werden dem Antragsteller über die 

zentrale Anlaufstelle kommuniziert. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 1 werden in den Anwendungsleitfäden der Agentur und 

der nationalen Sicherheitsbehörden die Vereinbarungen für die Kommunikation un-

tereinander und mit dem Antragsteller angegeben. 

(4) Die zentrale Anlaufstelle bestätigt den Eingang des Antrags auf eine einheitliche 

Sicherheitsbescheinigung. 

Artikel 8 Gültigkeitsdauer von einheitlichen Sicherheitsbescheinigungen 

Einheitliche Sicherheitsbescheinigungen sind für die Dauer von fünf Jahren gültig. 

Sollte jedoch ein kürzerer Zeitraum erforderlich sein, um die wirksame Kontrolle von 

Gefahren für den sicheren Eisenbahnbetrieb zu gewährleisten, kann die Sicher-

heitsbescheinigungsstelle in Abstimmung mit den vom geplanten geografischen Tä-

tigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden beschließen, die einheitli-

che Sicherheitsbescheinigung für eine Dauer von weniger als fünf Jahren zu geneh-

migen. In diesem Fall gibt die Sicherheitsbescheinigungsstelle die Gründe für ihre 

Entscheidung im Ergebnis der gemäß Artikel 9 gespeicherten Bewertung an. 

Artikel 9 Informationsmanagement 

Die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografischen Tätig-

keitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden speichern die einschlägigen 

Informationen und das Ergebnis der Bewertung gemäß Artikel 3 Absatz 3 bei der 

zentralen Anlaufstelle. Die Agentur speichert zudem das in Artikel 3 Absatz 4 genannte 

endgültige Ergebnis der Bewertung bei der zentralen Anlaufstelle. 

Wenn die nationalen Sicherheitsbehörden ein Informationsmanagementsystem für die 

Bearbeitung der eingehenden Anträge verwenden, übermitteln sie der zentralen An-

laufstelle die einschlägigen Informationen. 

Artikel 10 Vereinbarungen für Vor-Ort-Besuche und -Inspektionen bei den  

Eisenbahnunternehmen und Audits 

(1) Bei Vor-Ort-Besuchen und -Inspektionen bei Antragstellern sowie Audits gemäß 

Artikel 10 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2016/798 werden die Ziele und der Umfang 

dieser Besuche, Inspektionen und Audits sowie die der Agentur bzw. den Behörden 
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jeweils zugewiesenen Funktionen zwischen der Agentur und den vom geplanten ge-

ografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden vereinbart. 

(2) Bei Vor-Ort-Besuchen und -Inspektionen bei Antragstellern sowie Audits gemäß 

Artikel 10 Absätze 5 und 8 der Richtlinie (EU) 2016/798 erstellt die für den 

Vor-Ort-Besuch, die Vor-Ort-Inspektion oder das Audit zuständige Stelle einen Bericht 

über die bei der Bewertung festgestellten Probleme und führt aus, ob diese mittels im 

Rahmen des Vor-Ort-Besuchs, der Vor-Ort-Inspektion oder des Audits vorgelegter 

Nachweise abgeschlossen wurden und wenn ja, wie. In dem Bericht können ferner 

weitere Probleme gemäß Artikel 12 aufgezeigt werden, die vom Antragsteller inner-

halb einer vereinbarten Frist zu beheben sind. 

(3) Bei Vor-Ort-Besuchen und -Inspektionen bei Antragstellern sowie Audits gemäß 

Artikel 10 Absätze 5 und 8 der Richtlinie (EU) 2016/798 macht der Antragsteller An-

gaben zu seiner Vertretung und den Sicherheitsvorschriften und -verfahren vor Ort, die 

von der zuständigen Stelle bei der Durchführung des Besuchs, der Inspektion oder des 

Audits einzuhalten sind. Den Zeitrahmen für Besuche, Inspektionen und Audits, ein-

schließlich der Bereitstellung der vorgenannten Informationen, vereinbaren die be-

treffenden Behörden und der Antragsteller. 

Artikel 11 Koordinierung zwischen der Agentur und den nationalen  

Sicherheitsbehörden 

(1) Fungiert die Agentur als bescheinigende Stelle, so koordiniert sie gemeinsam mit 

den vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicher-

heitsbehörden die einzelnen Stufen der Sicherheitsbewertung. Die Agentur und die 

nationalen Sicherheitsbehörden prüfen Fragen im Zusammenhang mit der Sicher-

heitsbewertung, darunter jegliche Mängel und Ersuchen um zusätzliche Informatio-

nen, die sich auf den Zeitrahmen der Bewertung auswirken oder möglicherweise die 

Arbeit der anderen vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen natio-

nalen Sicherheitsbehörden beeinflussen. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 kann jede an der Sicherheitsbewertung beteiligte 

Stelle bei Fragen im Zusammenhang mit ihrem Teil der Bewertung direkten Kontakt 

zum Antragsteller aufnehmen. 

(3) Vor der Entscheidung über die Ausstellung einer einheitlichen Sicherheitsbe-

scheinigung unternehmen die Agentur und die vom geplanten geografischen Tätig-

keitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden folgende Schritte und 
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a) erörtern das Ergebnis ihrer jeweiligen Bewertungen; 

b) stimmen sich über verbleibende Bedenken ab, die im Rahmen der späteren 

Aufsicht behandelt werden sollen; 

c) vereinbaren Einschränkungen des Betriebs oder der Betriebsbedingungen, 

die in die einheitliche Sicherheitsbescheinigung aufzunehmen sind. 

(4) Wenn der Antragsteller einen Aktionsplan erstellt, um die in Absatz 3 Buchstabe b 

genannten verbleibenden Bedenken zu beheben, einigen sich die nationalen Si-

cherheitsbehörden darüber, welche von ihnen dessen Durchführung verfolgt. Zu 

diesem Zweck stimmen sich die nationalen Sicherheitsbehörden, in Einklang mit den 

Vereinbarungen gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 

2018/7616, gegebenenfalls ab und informieren die Agentur über ihre Vereinbarung und 

das Ergebnis ihrer damit einhergehenden Aufsichtstätigkeiten. 

Die Agentur trägt den Informationen über das Ergebnis der Aufsichtstätigkeiten der 

vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbe-

hörden hinsichtlich verbleibender Bedenken Rechnung, um zu entscheiden, ob diese 

im Verlauf der Bewertung eines Antrags auf Aktualisierung oder Erneuerung abge-

schlossen werden können. 

(5) Die Agentur bewahrt Aufzeichnungen über die Koordinierungstätigkeiten auf und 

speichert sie gemäß Artikel 9 bei der zentralen Anlaufstelle. 

Artikel 12 Klassifizierung von Problemen 

(1) Die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografischen Tätig-

keitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden klassifizieren die im Laufe 

ihrer Bewertung des Antrags festgestellten Probleme wie folgt: 

a) „Typ 1“: Probleme, die im Hinblick auf das Verständnis des Antrags eine 

Antwort des Antragstellers erfordern; 

b) „Typ 2“: Probleme, die eine Änderung des Antrags oder eine geringfügige 

Maßnahme des Antragstellers nach sich ziehen können. Es bleibt dem An-

                                                      

6
 Delegierte Verordnung (EU) 2018/761 der Kommission vom 16. Februar 2018 zur Festlegung ge-

meinsamer Sicherheitsmethoden für die Aufsicht durch die nationalen Sicherheitsbehörden nach Aus-

stellung einer einheitlichen Sicherheitsbescheinigung oder Erteilung einer Sicherheitsgenehmigung 

gemäß der Richtlinie (EU) 2016/798 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung 

der Verordnung (EU) Nr. 1077/2012 der Kommission (siehe Seite 16 dieses Amtsblatts). 
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tragsteller überlassen, welche Maßnahme er ergreift; dies steht der Ausstel-

lung der einheitlichen Sicherheitsbescheinigung nicht im Wege; 

c) „Typ 3“: Probleme, die eine bestimmte Maßnahme seitens des Antragstellers 

erfordern und deren Abschluss nach Ausstellung der einheitlichen Sicher-

heitsbescheinigung erfolgen kann. Maßnahmen zur Behebung des Problems 

sind vom Antragsteller vorzuschlagen und mit der Partei, die das Problem 

festgestellt hat, abzustimmen; 

d) „Typ 4“: Probleme, die eine Änderung des Antrags oder eine bestimmte 

Maßnahme seitens des Antragstellers erforderlich machen. Die einheitliche 

Sicherheitsbescheinigung wird nur dann erteilt, wenn das Problem behoben ist 

oder entsprechende Einschränkungen des Betriebs oder Betriebsbedingun-

gen zur Behebung des Problems in die Sicherheitsbescheinigung aufge-

nommen wurden. Maßnahmen zur Behebung des Problems sind vom An-

tragsteller vorzuschlagen und mit der Partei, die das Problem festgestellt hat, 

abzustimmen; 

(2) Nach Übermittlung einer Antwort oder Ergreifung einer Maßnahme durch den An-

tragsteller nehmen die Sicherheitsbescheinigungsstelle oder die zuständige Sicher-

heitsbehörde eine Neubewertung der von ihr ermittelten Probleme vor, klassifizieren 

sie gegebenenfalls neu und weisen für jedes ermittelte Problem einen Status wie folgt 

zu: 

a) „offenes Problem“ - sollten die vom Antragsteller vorgelegten Belege nicht 

zufriedenstellend und noch weitere Informationen erforderlich sein; 

b) „verbleibende Bedenken für die Aufsicht“ - sofern noch verbleibende Beden-

ken vorhanden sind; 

c) „abgeschlossenes Problem“ - sofern eine angemessene Antwort des Antrag-

stellers vorliegt und keine Bedenken verbleiben. 

Artikel 13 Kompetenzen des an der Bewertung beteiligten Personals 

(1) Die Agentur und die nationalen Sicherheitsbehörden sorgen dafür, dass das an der 

Bewertung beteiligte Personal über folgende Kompetenzen verfügt: 

a) Wissen über den entsprechenden rechtlichen Rahmen, der für die Bewertung 

gilt; 

b) Wissen über die Funktionsweise des Eisenbahnsystems; 
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c) ein angemessenes Maß an kritischer Analysefähigkeit; 

d) Erfahrung in der Bewertung eines Sicherheitssystems oder eines ähnlichen 

Managementsystems im Eisenbahnsektor oder eines Sicherheitsmanage-

mentsystems in einem Sektor mit ähnlichen betrieblichen und technischen 

Herausforderungen; 

e) Fähigkeiten zur Problemlösung, Kommunikation und Teamarbeit; 

f) weitere Kompetenzen, die für eine besondere Bewertung erforderlich sind. 

Bei Teamarbeit können die Kompetenzen auf die einzelnen Teammitglieder aufgeteilt 

werden. 

Das Personal für die Besuche, Inspektionen und Audits gemäß Artikel 10 muss au-

ßerdem über Wissen und Erfahrung in der Durchführung von Befragungen verfügen. 

(2) Im Hinblick auf die korrekte Anwendung von Absatz 1 führen die Agentur und die 

nationalen Sicherheitsbehörden ein Kompetenzmanagementsystem ein. Dieses um-

fasst: 

a) die Entwicklung von Kompetenzprofilen für jede Stelle, Position und Funktion; 

b) die Einstellung von Personal im Einklang mit den festgelegten Kompetenz-

profilen; 

c) die Erhaltung, Entwicklung und Bewertung der Personalkompetenzen im 

Einklang mit den festgelegten Kompetenzprofilen. 

Artikel 14 Überprüfung gemäß Artikel 10 Absatz 12 der Richtlinie (EU) 2016/798 

(1) Trifft die Sicherheitsbescheinigungsstelle eine ablehnende Entscheidung, die in 

einer Ablehnung der Ausstellung der einheitlichen Sicherheitsbescheinigung, dem 

Ausschluss eines Teils des Netzes im Einklang mit einer negativen Bewertung gemäß 

Artikel 10 Absatz 7 der Richtlinie (EU) 2016/798 oder der Festlegung von anderwei-

tigen Einschränkungen des Betriebs oder Betriebsbedingungen als im Antrag ange-

geben bestehen kann, so kann der Antragsteller eine Überprüfung der Entscheidung 

fordern. 

(2) Der Antrag auf Überprüfung wird vom Antragsteller über die zentrale Anlaufstelle 

eingereicht und enthält eine Liste aller Aspekte, die nach Auffassung des Antragstel-

lers bei der Sicherheitsbewertung nicht ordnungsgemäß berücksichtigt wurden. 



Durchführungsverordnung (EU) 2018/763 der Kommission – Stand: 09.04.2018 

 Dr. Manfred Rack, Lurgiallee 12, 60439 Frankfurt am Main 

17 

(3) Zusätzliche Informationen, die nach der Entscheidung über die Ausstellung oder 

die Ablehnung einer einheitlichen Sicherheitsbescheinigung vorgelegt werden, können 

nicht als Nachweise zugelassen werden. 

(4) Die Sicherheitsbescheinigungsstelle sorgt in Abstimmung mit den vom geplanten 

geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden für ein 

unparteiliches Überprüfungsverfahren. 

(5) Im Überprüfungsverfahren werden die Probleme behandelt, die die Abweichung 

der Entscheidung der Sicherheitsbescheinigungsstelle vom Antrag des Antragstellers 

rechtfertigen. 

(6) Fungiert die Agentur als Sicherheitsbescheinigungsstelle, erfolgt die Überprüfung 

in Abstimmung mit den vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen 

nationalen Sicherheitsbehörden. 

(7) Die Sicherheitsbescheinigungsstelle teilt allen an der Bewertung beteiligten Par-

teien, darunter dem Antragsteller, ihre Entscheidung über die Bestätigung oder die 

Anpassung der ursprünglichen Entscheidung über die zentrale Anlaufstelle mit. 

Artikel 15 Übergangsbestimmungen 

(1) Falls die Sicherheitsbehörde feststellt, dass sie eine Sicherheitsbescheinigung 

gemäß der Richtlinie 2004/49/EG nicht vor dem maßgeblichen Datum in dem betref-

fenden Mitgliedstaat ausstellen kann, so setzt sie den Antragsteller und die Agentur 

unverzüglich davon in Kenntnis. 

(2) In Fällen nach Artikel 10 Absatz 8 der Richtlinie (EU) 2016/798 entscheidet der 

Antragsteller, ob der Antrag weiterhin von der nationalen Sicherheitsbehörde bewertet 

werden soll oder an die Agentur zu übermitteln ist. Der Antragsteller unterrichtet beide 

Parteien. Dabei gilt: 

a) entscheidet sich der Antragsteller für die Agentur als Sicherheitsbescheini-

gungsstelle, so übermittelt die nationale Sicherheitsbehörde den Antrag und 

das Ergebnis der Bewertung nach Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe a der Richt-

linie 2004/49/EG der Agentur. Die Agentur und die nationale Sicherheitsbe-

hörde kooperieren miteinander und unterstützen den Antragsteller bei der 

Ergänzung seines Antrags, damit er die zusätzlichen Anforderungen gemäß 

Artikel 9 der Richtlinie (EU) 2016/798 erfüllt; 

b) entscheidet sich der Antragsteller für die nationale Sicherheitsbehörde als 

Sicherheitsbescheinigungsstelle, setzt die nationale Sicherheitsbehörde die 
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Bewertung des Antrags fort und entscheidet gemäß Artikel 10 der Richtlinie 

(EU) 2016/798 und der vorliegenden Verordnung über die Ausstellung einer 

einheitlichen Sicherheitsbescheinigung. Diese Behörde unterstützt den An-

tragsteller bei der Ergänzung seines Antrags, damit er die zusätzlichen An-

forderungen gemäß Artikel 9 der Richtlinie (EU) 2016/798 erfüllt. 

(3) Beabsichtigt der Antragsteller, in mehr als einem Mitgliedstaat tätig zu werden, so 

fungiert die Agentur als Sicherheitsbescheinigungsstelle und das Verfahren nach 

Absatz 2 Buchstabe a kommt zur Anwendung. 

(4) In jedem Fall übermittelt der Antragsteller einen überarbeiteten Antrag nach dem 

für den betroffenen Mitgliedstaat maßgeblichen Datum über die zentrale Anlaufstelle. 

Der Antragsteller wird dabei von der Sicherheitsbescheinigungsstelle unterstützt. 

(5) Nach dem maßgeblichen Datum übermittelt jedes im betroffenen Mitgliedstaat 

niedergelassene Eisenbahnunternehmen, das eine Erneuerung oder Aktualisierung 

einer gemäß der Richtlinie 2004/49/EG ausgestellten Sicherheitsbescheinigung auf-

grund von Änderungen der Art oder des Umfangs der Tätigkeit sowie des geografi-

schen Tätigkeitsgebiets benötigt, im Einklang mit der vorliegenden Verordnung einen 

neuen Antrag auf eine einheitliche Sicherheitsbescheinigung über die zentrale An-

laufstelle. 

(6) Beschränkt sich der geplante geografische Tätigkeitsbereich nicht auf einen ein-

zelnen Mitgliedstaat, so gilt eine von der Agentur zwischen dem 16. Juni 2019 und 

dem 16. Juni 2020 ausgestellte einheitliche Sicherheitsbescheinigung nicht für das 

Netz oder die Netze in den Mitgliedstaaten, die der Agentur und der Kommission eine 

Notifizierung gemäß Artikel 33 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2016/798 übermittelt haben 

und die Richtlinie noch nicht umgesetzt haben und deren nationale Umsetzungs-

maßnahmen noch nicht in Kraft getreten sind. Die nationalen Sicherheitsbehörden der 

Mitgliedstaaten, die eine solche Notifizierung vorgenommen haben, 

a) erachten eine von der Agentur ausgestellte einheitliche Sicherheitsbeschei-

nigung als gleichwertig mit dem in Einklang mit Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe 

a der Richtlinie 2004/49/EG erteilten Teil der Sicherheitsbescheinigung; 

b) stellen ab dem 16. Juni 2019 Sicherheitsbescheinigungen in Einklang mit Ar-

tikel 10 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2004/49/EG aus, wobei deren 

Gültigkeitsdauer die der einheitlichen Sicherheitsbescheinigung nicht über-

schreiten darf. 
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(7) In Fällen nach Absatz 2 Buchstabe a und Absatz 6 des vorliegenden Artikels ar-

beitet die nationale Sicherheitsbehörde mit der Agentur zusammen und stimmt sich mit 

ihr ab, um die Elemente gemäß Artikel 10 Absatz 3 Buchstabe a der Richtlinie (EU) 

2016/798 zu bewerten. Dabei akzeptiert die Agentur die von der nationalen Sicher-

heitsbehörde durchgeführte Bewertung gemäß Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe a der 

Richtlinie 2004/49/EG. 

Artikel 16 Aufhebung 

Die Verordnung (EG) Nr. 653/2007 wird mit Wirkung ab 16. Juni 2019 aufgehoben. Sie 

gilt jedoch weiterhin bis zum 15. Juni 2020 für jene Mitgliedstaaten, die der Agentur 

und der Kommission gemäß Artikel 33 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2016/798 notifiziert 

haben, dass sie den Umsetzungszeitraum der Richtlinie verlängert haben. 

Artikel 17 Inkrafttreten und Anwendung 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt 

der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 16. Juni 2019 in den Mitgliedstaaten, die gegenüber der Agentur oder 

der Kommission keine Notifizierung gemäß Artikel 33 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 

2016/798 vorgenommen haben. Sie gilt ab dem 16. Juni 2020 in allen Mitgliedstaaten. 

Davon abweichend gelten Artikel 15 Absätze 1, 2, 3 und 7 ab dem 16. Februar 2019 

und Artikel 15 Absatz 6 ab dem 16. Juni 2019 in allen Mitgliedstaaten. 

 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 

Mitgliedstaat. 

Anhang I - Inhalt des Antrags auf eine einheitliche Sicherheitsbescheinigung 

Anmerkung: Alle Angaben sind Pflichtangaben, einschließlich der Unterlagen im An-

hang zum Antrag, es sei denn, sie sind mit einem „O“ (optional) gekennzeichnet. Wenn 

das Eisenbahnunternehmen einen Korrekturmaßnahmenplan gemäß Nummer 9 

ausarbeiten muss, so sind die Angaben dazu Pflichtangaben. 

1. Art des Antrags: 

1.1. Neu 

1.2. Erneuerung 

1.3. Aktualisierung 
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1.4. EIN der vorausgehenden Bescheinigung (nur im Falle einer Erneuerung oder 

Aktualisierung) 

2. Art des beantragten Betriebs (eine oder mehrere auswählen)7: 

2.1. Personenverkehr einschließlich Hochgeschwindigkeitsverkehr 

2.2. Personenverkehr ohne Hochgeschwindigkeitsverkehr 

2.3. Güterverkehr einschließlich der Beförderung gefährlicher Güter8 

2.4. Güterverkehr ohne die Beförderung gefährliche Güter 

2.5. nur Rangierbetrieb 

2.6. Sonstiges (bitte näher angeben) 

3. Eisenbahnverkehrsdienste: 

3.1. voraussichtlicher Termin für den Beginn des Verkehrs/der Dienste (O) 

3.2. von dem geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffene/r Mitgliedstaat/en 

3.3. Festlegung des geplanten geografischen Tätigkeitsgebiets (für die betreffenden 

Netze)9 

3.4. Bahnhof/Bahnhöfe im/in benachbarten Mitgliedstaat/en (in Fällen gemäß Artikel 3 

Absatz 11 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/763 und Artikel 10 Absatz 8 der 

Richtlinie (EU) 2016/798) 

4. Sicherheitsbescheinigungsstelle: 

4.1. die Agentur 

4.2. die nationale Sicherheitsbehörde (in Fällen gemäß Artikel 10 Absatz 8 der Richt-

linie (EU) 2016/798) 

5. Angaben zum Antragsteller: 

5.1. eingetragener Name (einschl. Rechtsform) 

5.2. Kurzbezeichnung (O) 

                                                      

7
 Für jeden vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen Mitgliedstaat. 

8
 „Gefährliche Güter“ sind Stoffe und Gegenstände, deren Beförderung nur unter den Bedingungen 

gemäß der Richtlinie 2008/68/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. September 

2008 über die Beförderung gefährlicher Güter im Binnenland gestattet ist (ABl. L 260 vom 30.9.2008, S. 

13). 

9
 Für jeden vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen Mitgliedstaat. 
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5.3. vollständige Postanschrift 

5.4. Telefonnummer 

5.5. Fax (O) 

5.6. E-Mail-Adresse 

5.7. Website (O) 

5.8. Nationale Registernummer 

5.9. Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (O) 

5.10. sonstige sachdienliche Informationen (O) 

6. Angaben zum Ansprechpartner: 

6.1. Vorname 

6.2. Name 

6.3. Titel oder Funktion 

6.4. vollständige Postanschrift 

6.5. Telefonnummer 

6.6. Fax (O) 

6.7. E-Mail-Adresse 

6.8. gesprochene Sprache(n) 

Unterlagen im Anhang des Antrags 

7. Für den Teil der Bewertung zum Sicherheitsmanagementsystem eingereichte 

Unterlagen: 

7.1. Beschreibung des Sicherheitsmanagementsystems und anderer Unterlagen, 

anhand derer nachgewiesen wird, dass und wie die Anforderungen gemäß Artikel 10 

Absatz 3 Buchstabe a der Richtlinie (EU) 2016/798 erfüllt werden. 

7.2. Angaben zum Abgleich des Sicherheitsmanagementsystems (siehe Nummer 7.1) 

mit Anhang I der Delegierten Verordnung (EU) 2018/762 mit Angaben dazu, aus 

welchen Stellen in den Unterlagen zum Sicherheitsmanagementsystem hervorgeht, 

dass die entsprechenden Anforderungen der anzuwendenden Technischen Spezifi-

kation für die Interoperabilität des Teilsystems „Verkehrsbetrieb und Verkehrssteue-

rung“ erfüllt werden. 
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8. Für den nationalen Teil der Bewertung eingereichte Unterlagen (für jeden vom 

geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen Mitgliedstaat): 

8.1. Beschreibung oder anderer Nachweis, wie das Sicherheitsmanagementsystem 

den gemäß Artikel 8 der Richtlinie (EU) 2016/798 notifizierten einschlägigen nationa-

len Vorschriften Rechnung trägt. 

8.2. Angaben zum Abgleich des Sicherheitsmanagementsystems (siehe Nummer 7.1) 

mit den Anforderungen der einschlägigen nationalen Vorschriften (siehe Nummer 8.1). 

9. Korrekturmaßnahmenpläne 

9.1. Der aktuelle Stand des Aktionsplans bzw. der Aktionspläne des Eisenbahnun-

ternehmens, der bzw. die erstellt wurde(n), um erhebliche Mängel oder andere Be-

denken zu beheben, die seit der letzten Bewertung im Rahmen der Aufsichtstätigkeit 

festgestellt wurden. 

9.2. Der aktuelle Stand des Aktionsplans bzw. der Aktionspläne des Eisenbahnun-

ternehmens, der bzw. die erstellt wurde(n), um verbleibende Bedenken aus der vor-

hergehenden Bewertung zu beheben. 

Anhang II - Sicherheitsbewertung 

1. Allgemeines 

1.1. Die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografischen Tä-

tigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden arbeiten unter Berücksich-

tigung der in diesem Anhang festgelegten Elemente ein strukturiertes und prüfbares 

Verfahren für die gesamte Tätigkeit aus. Wie aus dem Diagramm im Anhang (siehe 

Schaubild 1 in der Anlage) hervorgeht, handelt es sich bei der Sicherheitsbewertung 

um ein iteratives Verfahren, d. h., die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die vom 

geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden 

können in begründeten Fällen weitere Informationen oder eine erneute Übermittlung 

nach Maßgabe dieser Verordnung fordern. 

2. Antragseingang 

2.1. Nach Eingang des Antrags auf eine einheitliche Sicherheitsbescheinigung bestä-

tigt die Sicherheitsbescheinigungsstelle förmlich und unverzüglich den Eingang des 

Antrags. 
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2.2. Die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografischen Tä-

tigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden weisen für das Bewer-

tungsverfahren kompetente Ressourcen zu. 

3. Erstprüfung 

3.1. Die Sicherheitsbescheinigungsstelle führt in Abstimmung mit den vom geplanten 

geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden unver-

züglich nach Eingang des Antrags eine Erstprüfung anhand folgender Elemente durch: 

a) der Antragsteller hat die grundlegenden Informationen vorgelegt, die entweder 

gesetzlich vorgeschrieben oder für die effektive Bearbeitung des Antrags er-

forderlich sind; 

b) der Antrag enthält hinreichende Nachweise, ist strukturiert und mit Querver-

weisen versehen, sodass er ordnungsgemäß anhand der Anforderungen an 

das Sicherheitsmanagementsystem und der einschlägigen notifizierten nati-

onalen Vorschriften bewertet werden kann. Die Sicherheitsbescheinigungs-

stelle nimmt in Abstimmung mit den vom geplanten geografischen Tätig-

keitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden eine erste Prüfung 

des Inhalts anhand der dem Antrag beigefügten Nachweise vor, um ein erstes 

Urteil zur Qualität sowie zur Hinlänglichkeit und Angemessenheit des Si-

cherheitsmanagementsystems abzugeben; 

c) erforderlichenfalls wird dem aktuellen Stand des Aktionsplans bzw. der Akti-

onspläne des Eisenbahnunternehmens, der bzw. die erstellt wurde(n), um 

erhebliche Mängel oder anderweitige Bedenken zu beheben, die seit der 

letzten Bewertung im Rahmen der Aufsichtstätigkeit festgestellt wurden, 

Rechnung getragen; 

d) erforderlichenfalls wird dem aktuellen Stand des Aktionsplans bzw. der Akti-

onspläne des Eisenbahnunternehmens, der bzw. die erstellt wurde(n), um 

verbleibende Bedenken aus der vorhergehenden Bewertung zu beheben, 

Rechnung getragen. 

3.2. Die vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Si-

cherheitsbehörden prüfen ferner, dass die Nachweise für die Art oder den Umfang des 

Betriebs und das geplante geografische Tätigkeitsgebiet eindeutig ausgewiesen sind. 

3.3. Nach den Prüfungen gemäß den Nummern 3.1 und 3.2 entscheiden die Sicher-

heitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet be-
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troffenen Sicherheitsbehörden jede für ihren Teil, ob noch weitere Informationen für 

bestimmte Bereiche benötigt werden. Werden weitere Informationen benötigt, so 

können die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografischen 

Tätigkeitsgebiet betroffenen Sicherheitsbehörden diese Informationen umgehend 

anfordern, soweit sie diese für ihre Bewertung erforderlich erachten. 

3.4. Die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografischen Tä-

tigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden lesen jede für ihren Teil 

einen aussagekräftigen Auszug des Antrags, um zu prüfen, ob der Inhalt verständlich 

ist. Ist er nicht eindeutig, so entscheiden die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die 

vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbe-

hörden jede für ihren Teil, ob der Antrag mit der Bitte um Verbesserung zurückzu-

senden ist. 

4. Eingehende Bewertung 

4.1. Nach Abschluss der Erstprüfung führen die Sicherheitsbescheinigungsstelle und 

die vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicher-

heitsbehörden jede für ihren Teil die umfassende Bewertung des Antrags (siehe 

Schaubild 2 in der Anlage) anhand der Anforderungen für das Sicherheitsmanage-

mentsystem und der einschlägigen notifizierten nationalen Vorschriften durch. 

4.2. Bei der umfassenden Bewertung nach Nummer 4.1 im Einklang mit Artikel 18 

Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/798 geben die Sicherheitsbescheinigungsstelle und 

die vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicher-

heitsbehörden ein fachliches Urteil ab, verhalten sich unparteiisch und verhältnismä-

ßig und begründen ihre Schlussfolgerungen. 

4.3. Ziel der Bewertung ist es, festzustellen, ob die Anforderungen an das Sicher-

heitsmanagementsystem und die einschlägigen notifizierten nationalen Vorschriften 

erfüllt werden oder weitere Informationen anzufordern sind. Im Rahmen der Bewer-

tung ermitteln die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografi-

schen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden anhand von 

Nachweisen, ob die Anforderungen an das Sicherheitsmanagementsystem und die 

einschlägigen notifizierten nationalen Vorschriften mit den Ergebnissen der Verfahren 

im Sicherheitsmanagementsystem erfüllt werden, indem erforderlichenfalls Stichpro-

benverfahren genutzt werden, um sicherzustellen, dass der Antragsteller die Anfor-

derungen je nach Art und Umfang des Betriebs und des geplanten geografischen 
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Tätigkeitsgebiets verstanden hat und erfüllen kann und somit ein sicherer Eisen-

bahnbetrieb gewährleistet ist. 

4.4. Probleme vom Typ 4 sind zur Zufriedenheit der Sicherheitsbescheinigungsstelle 

zu lösen; anschließend ist der Antrag gegebenenfalls zu aktualisieren, bevor eine 

einheitliche Sicherheitsbescheinigung erteilt werden kann. 

4.5. Verbleibende Bedenken können für eine Behandlung im Rahmen der Aufsicht 

aufgeschoben werden oder es können mit dem Antragsteller auf der Grundlage seiner 

Vorschläge für die Aktualisierung des Antrags entsprechende Maßnahmen vereinbart 

werden; es ist auch beides möglich. In diesem Fall wird das Problem nach der Ertei-

lung der einheitlichen Sicherheitsbescheinigung formell gelöst. 

4.6. Die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografischen Tä-

tigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden beurteilen auf transparente 

Art und Weise die Schwere jedes nach Artikel 12 Absatz 1 ermittelten Problems. 

4.7. Wird ein Problem nach Artikel 12 Absatz 1 festgestellt, so machen die Sicher-

heitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet be-

troffenen nationalen Sicherheitsbehörden konkrete Angaben dazu und legen dem 

Antragsteller dar, welche Einzelheiten sie in der Antwort erwarten. Zu diesem Zweck 

unternehmen die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografi-

schen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden folgende Schritte: 

a) sie verweisen genau auf die betreffenden Anforderungen an das Sicher-

heitsmanagementsystem und die einschlägigen notifizierten nationalen Vor-

schriften und legen dem Antragsteller die ermittelten Probleme dar; 

b) sie ermitteln die betreffenden Abschnitte damit zusammenhängender Vor-

schriften und Regelungen; 

c) sie geben an, warum einzelne Anforderungen an das Sicherheitsmanage-

mentsystem oder notifizierte nationale Vorschriften, einschließlich damit zu-

sammenhängender Rechtsvorschriften, nicht erfüllt werden; 

d) sie vereinbaren mit dem Antragsteller je nach Umfang der Anforderung an das 

Sicherheitsmanagementsystem oder die notifizierte nationale Vorschrift, ob 

weitere Zusagen, Unterlagen und Informationen zur Verfügung zu stellen sind; 

e) sie definieren und vereinbaren mit dem Antragsteller eine im Verhältnis zur 

Schwierigkeit der Vorlage der angeforderten Informationen angemessene und 

verhältnismäßige Frist. 
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und Pfl ichten eines Unternehmens mit unserem System ermitteln, 
delegieren, monatlich aktualisieren, erfüllen, kontrollieren, digital 
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4.8. Wenn der Antragsteller die Vorlage der geforderten Informationen erheblich 

verzögert, kann die Sicherheitsbescheinigungsstelle beschließen, die Frist für die 

Übermittlung der Antwort des Antragstellers zu verlängern oder den Antrag nach 

Benachrichtigung des Antragstellers zurückweisen. 

4.9. Die Frist für die Entscheidung über die Ausstellung der einheitlichen Sicher-

heitsbescheinigung kann nur auf Beschluss der Sicherheitsbescheinigungsstelle in 

Abstimmung mit den vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen na-

tionalen Sicherheitsbehörden und mit Zustimmung des Antragstellers verlängert 

werden, und zwar bis die geforderten Informationen vorliegen und nur in den nach-

folgenden Fällen: 

a) bei Problemen vom Typ 1 nach Artikel 12 Absatz 1, die einzeln oder zusam-

men betrachtet einer Fortsetzung der Bewertung oder einzelner Teilen davon 

entgegenstehen; 

b) bei Problemen vom Typ 4 oder mehreren Problemen vom Typ 3 nach Artikel 

12 Absatz 1, die zusammen betrachtet ein Problem vom Typ 4 darstellen 

können und der Ausstellung einer einheitlichen Sicherheitsbescheinigung 

entgegenstehen. 

4.10. Damit die schriftlichen Antworten des Antragstellers als zufriedenstellend er-

achtet werden, müssen sie ausreichend sein, um die geäußerten Bedenken auszu-

räumen, und es muss nachgewiesen werden, dass mit den vorgeschlagenen Maß-

nahmen die entsprechenden Kriterien oder notifizierten nationalen Vorschriften erfüllt 

werden. 

4.11. Wird eine Antwort als nicht zufriedenstellend erachtet, ist genau zu erklären 

weshalb, und es ist anzugeben, welche weiteren Informationen oder Nachweise er-

forderlich sind, damit der Antragsteller die Rückmeldung zufriedenstellend beantwor-

ten kann. 

4.12. Kommen Bedenken auf, dass der Antrag zurückgewiesen werden könnte oder 

dass mehr Zeit als die für die Bewertung eingeräumte Frist bis zu einer Entscheidung 

erforderlich sein wird, kann die Sicherheitsbescheinigungsstelle mögliche Vorkeh-

rungen erwägen. 

4.13. Wird abschließend entweder festgestellt, dass der Antrag alle Anforderungen 

erfüllt oder dass weitere Fortschritte in Bezug auf den Erhalt zufriedenstellender 

Antworten auf ausstehende Fragen unwahrscheinlich sind, schließen die Sicher-

heitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet be-
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troffenen nationalen Sicherheitsbehörden jede für ihren Teil die Bewertung anhand 

folgender Schritte ab: 

a) sie geben an, ob alle Kriterien erfüllt oder noch Fragen offen sind; 

b) sie ermitteln verbleibende Bedenken; 

c) sie ermitteln Einschränkungen des Betriebs oder der Betriebsbedingungen, 

die in die einheitliche Sicherheitsbescheinigung aufzunehmen sind; 

d) gegebenenfalls erstatten sie Bericht über die Folgemaßnahmen zu im Rah-

men der Aufsicht gemäß Artikel 5 der Delegierten Verordnung (EU) 2018/761 

ermittelten erheblichen Mängeln; 

e) sie gewährleisten, dass die Sicherheitsbewertung ordnungsgemäß durchge-

führt wurde; 

f) sie tragen die Ergebnisse der Bewertung zusammen, dazu gehören zusam-

menfassende Schlussfolgerungen und gegebenenfalls eine Stellungnahme 

zur Ausstellung der einheitlichen Sicherheitsbescheinigung. 

4.14. Die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografischen Tä-

tigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden speichern und begründen 

alle Ergebnisse und Beurteilungen in schriftlicher Form, um Zuverlässigkeit und Ent-

scheidungsfindung zu erleichtern und um im Falle von Beschwerden gegen die Ent-

scheidung über die Ausstellung oder Verweigerung der einheitlichen Sicherheitsbe-

scheinigung darauf zurückgreifen zu können. 

5. Entscheidungsfindung 

5.1. Auf der Grundlage der Schlussfolgerungen der abgeschlossenen Bewertung wird 

eine Entscheidung getroffen, ob eine einheitliche Sicherheitsbescheinigung ausge-

stellt oder der Antrag zurückgewiesen wird. Wenn eine einheitliche Sicherheitsbe-

scheinigung erteilt wird, werden gegebenenfalls noch verbleibende Bedenken aus-

gewiesen. Eine einheitliche Sicherheitsbescheinigung darf nicht ausgestellt werden, 

wenn bei der Bewertung ein Problem vom Typ 4 nach Artikel 12 Absatz 1 festgestellt 

und nicht gelöst wird. 

5.2. Die Sicherheitsbescheinigungsstelle kann beschließen, den Geltungsbereich der 

einheitlichen Sicherheitsbescheinigung einzuschränken, indem Einschränkungen des 

Betriebs oder der Betriebsbedingungen festgelegt werden, wenn die Sicherheitsbe-

scheinigungsstelle in Abstimmung mit den vom geplanten geografischen Tätigkeits-
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gebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden zu dem Schluss gelangt, dass mit 

derartigen Einschränkungen oder Betriebsbedingungen Probleme vom Typ 4 gelöst 

werden, die anderenfalls der Ausstellung einer einheitlichen Sicherheitsbescheinigung 

entgegenstehen würden. Die einheitliche Sicherheitsbescheinigung wird auf Ersuchen 

des Antragstellers aktualisiert, nachdem im Antrag auf alle verbleibenden Bedenken 

eingegangen wurde. 

5.3. Der Antragsteller wird über die Entscheidung der Sicherheitsbescheinigungsstelle 

und das Ergebnis der Bewertung informiert; gegebenenfalls wird eine einheitliche 

Sicherheitsbescheinigung ausgestellt. 

5.4. Wird die Ausstellung einer einheitlichen Sicherheitsbescheinigung abgelehnt oder 

enthält die einheitliche Sicherheitsbescheinigung andere als die im Antrag genannten 

Einschränkungen oder Betriebsbedingungen, so informiert die Sicherheitsbescheini-

gungsstelle den Antragsteller unter Angabe von Gründen über die Entscheidung und 

unterrichtet ihn über das Verfahren zur Beantragung einer Überprüfung oder das 

Einlegen einer Beschwerde gegen die Entscheidung. 

6. Abschluss der Bewertung 

6.1. Die Sicherheitsbescheinigungsstelle schließt den Verwaltungsvorgang ab, indem 

sie sicherstellt, dass alle Unterlagen und Aufzeichnungen geprüft, eingeordnet und 

archiviert wurden. Zur fortlaufenden Verbesserung dieses Verfahrens ermittelt die 

Sicherheitsbescheinigungsstelle historische Informationen und gewonnene Erkennt-

nisse, die zu künftigen Bewertungen herangezogen werden können. 

7. Besondere Bestimmungen für die Erneuerung einer einheitlichen Sicher-

heitsbescheinigung 

7.1. Eine einheitliche Sicherheitsbescheinigung kann auf Ersuchen des Antragstellers 

vor Ablauf der Gültigkeit verlängert werden, um eine fortlaufende Zertifizierung si-

cherzustellen. 

7.2. Im Falle eines Antrags auf Erneuerung prüfen die Sicherheitsbescheinigungsstelle 

und die vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Si-

cherheitsbehörden die genauen Änderungen gegenüber den mit dem vorausgehen-

den Antrag vorgelegten Nachweisen und berücksichtigen die Ergebnisse vergangener 

Aufsichtstätigkeiten gemäß Artikel 5 der Delegierten Verordnung (EU) 2018/761, um 

schwerpunktmäßig bzw. gezielt auf die relevanten Anforderungen an das Sicher-
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heitsmanagementsystem und die notifizierten nationalen Vorschriften einzugehen, 

anhand derer der Antrag auf Erneuerung zu bewerten ist. 

7.3. Die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografischen Tä-

tigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden wählen auf der Grundlage 

des Umfangs der vorgeschlagenen Änderungen einen verhältnismäßigen Ansatz für 

die Neubewertung. 

8. Besondere Bestimmungen für die Aktualisierung einer einheitlichen  

Sicherheitsbescheinigung 

8.1. Eine einheitliche Sicherheitsbescheinigung ist zu aktualisieren, wenn sich die Art 

oder der Umfang des Betriebs gemäß Artikel 10 Absatz 13 der Richtlinie (EU) 

2016/798 wesentlich ändert oder das geografische Tätigkeitsgebiet gemäß Artikel 10 

Absatz 14 dieser Richtlinie erweitert wird. 

8.2. Beabsichtigt ein Eisenbahnunternehmen, das eine einheitliche Sicherheitsbe-

scheinigung besitzt, Änderungen nach Nummer 8.1 vorzunehmen, so unterrichtet es 

unverzüglich die Sicherheitsbescheinigungsstelle. 

8.3. Nach Notifizierung durch das Eisenbahnunternehmen gemäß Nummer 8.2 geht 

die Sicherheitsbescheinigungsstelle wie folgt vor: sie 

a) prüft, ob die Änderungen im Zusammenhang mit einem möglichen Antrag 

eindeutig beschrieben sind und mögliche Sicherheitsrisiken bewertet wurden; 

b) erörtert mit dem Eisenbahnunternehmen und den vom geplanten geografi-

schen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden die Not-

wendigkeit einer Aktualisierung der einheitlichen Sicherheitsbescheinigung. 

8.4. Die Sicherheitsbescheinigungsstelle fordert in Abstimmung mit den vom geplan-

ten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden wei-

tere Informationen beim Antragsteller an. Ist die Sicherheitsbescheinigungsstelle der 

Ansicht, dass die vorgeschlagene Änderung nicht wesentlich ist, teilt sie dem Antrag-

steller schriftlich mit, dass keine Aktualisierung erforderlich ist und speichert die Ent-

scheidung zusammen mit dem registrierten Antrag. 

8.5. Bei einer Aktualisierung des Antrags gehen die Sicherheitsbescheinigungsstelle 

und die vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen nationalen Si-

cherheitsbehörden wie folgt vor: sie 
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a) prüfen die genauen Änderungen gegenüber den mit dem vorausgehenden 

Antrag vorgelegten Nachweisen anhand deren die aktuelle Bescheinigung 

ausgestellt wurde; 

b) berücksichtigen die Ergebnisse vergangener Aufsichtstätigkeiten gemäß Ar-

tikel 5 der Delegierten Verordnung (EU) 2018/761, insbesondere Probleme im 

Zusammenhang mit der Fähigkeit des Antragstellers, seinen Änderungsma-

nagementprozess wirksam umzusetzen und zu überwachen; 

c) gehen schwerpunktmäßig bzw. gezielt auf die relevanten Anforderungen an 

das Sicherheitsmanagementsystem und die notifizierten nationalen Vor-

schriften ein, um den aktualisierten Antrag zu bewerten. 

8.6. Die Sicherheitsbescheinigungsstelle und die vom geplanten geografischen Tä-

tigkeitsgebiet betroffenen nationalen Sicherheitsbehörden wählen auf der Grundlage 

des Umfangs der vorgeschlagenen Änderungen einen verhältnismäßigen Ansatz für 

die Neubewertung. 

8.7. Wird bei der Sicherheitsbescheinigungsstelle ein Antrag auf Aktualisierung einer 

einheitlichen Sicherheitsbescheinigung gestellt, verlängert sich dadurch nicht die 

Gültigkeit der Bescheinigung selbst. 

8.8. Die Sicherheitsbescheinigungsstelle entscheidet auf Ersuchen des Antragstellers, 

ob die einheitliche Sicherheitsbescheinigung zu aktualisieren ist, wenn die Bedin-

gungen, die der Erteilung der einheitlichen Sicherheitsbescheinigung zugrunde lagen, 

ohne jegliche Auswirkung auf die Art oder den Umfang des Betriebs oder das Tätig-

keitsgebiet geändert werden. 
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Anlage  

Sicherheitsbewertung 

Schaubild 1: Sicherheitsbewertung 
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Detailliertes Bewertungsverfahren 

Schaubild 2: Detailliertes Bewertungsverfahren 

 

Anhang III - Inhalt der einheitlichen Sicherheitsbescheinigung 

Die einheitliche Sicherheitsbescheinigung zur Genehmigung des Sicherheitsmana-

gementsystems eines Eisenbahnunternehmens einschließlich der Vorschriften, die 

das Eisenbahnunternehmen eingeführt hat, um besondere Anforderungen an den 

sicheren Betrieb eines bestimmten Netzes im Einklang mit der Richtlinie (EU) 
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2016/798 und anwendbaren nationalen Rechtsvorschriften zu erfüllen, enthält fol-

gende Informationen: 

1. Eindeutige Europäische Identifikationsnummer (EIN) der einheitlichen Si-

cherheitsbescheinigung 

2. Angaben zum Eisenbahnunternehmen: 

2.1. eingetragener Name (einschl. Rechtsform) 

2.2. Nationale Registernummer 

2.3. Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 

3. Angaben zur Sicherheitsbescheinigungsstelle: 

3.1. Stelle: 

3.2. Mitgliedstaat (falls zutreffend) 

4. Informationen zur Bescheinigung: 

4.1. Neu 

4.2. Erneuerung 

4.3. Aktualisierung 

4.4. EIN der vorausgehenden Bescheinigung (nur im Falle einer Erneuerung oder 

Aktualisierung) 

4.5. Beginn und Ende der Gültigkeitsdauer 

4.6. Art des Betriebs10 

4.6.1. Personenverkehr einschließlich Hochgeschwindigkeitsverkehr 

4.6.2. Personenverkehr ohne Hochgeschwindigkeitsverkehr 

4.6.3. Güterverkehr einschließlich der Beförderung gefährlicher Güter 

4.6.4. Güterverkehr ohne die Beförderung gefährliche Güter 

4.6.5. nur Rangierbetrieb 

4.6.6. Sonstiges10 

5. Anwendbare nationale Rechtsvorschriften10 

6. Geografisches Tätigkeitsgebiet10 

                                                      

10
 Für jeden vom geplanten geografischen Tätigkeitsgebiet betroffenen Mitgliedstaat. 
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7. Einschränkungen und Betriebsbedingungen 

8. Weitere Angaben 

9. Ausstellungsdatum und Unterschrift des ermächtigten Unterzeichners/ 

Stempel der Behörde 


